Teilzeitbeschäftigung des Lehrpersonals der staatlichen Schulen
(
1. Allgemeines

Die Teilzeitarbeit für das Lehrpersonal ist vom Art. 14 des Einheitstextes der  Landeskollektivverträge vom 23. April 2003 geregelt. 
2. Anspruchsberechtigte 

Nur Lehrpersonen mit unbefristetem Arbeitsvertrag können die Umwandlung des Dienstverhältnisses von Vollzeit in Teilzeit beantragen. Das außerplanmäßige Lehrpersonal kann nur im Rahmen der Stellenvergabe für befristete Lehraufträge einen Reststundenauftrag erhalten. 

Lehrpersonen, die zum 1. September 2009 erstmals einen unbefristeten Arbeitsvertrag erhalten, können bereits für das Schuljahr 2009/2010 um Teilzeitarbeit ansuchen. 

Mit Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 35/2009 wird bestimmt, dass  Lehrpersonen, die eine Vollzeitstelle für die unbefristete Aufnahme erhalten, bis zum 6. August 2009 beim Direktor/ bei der Direktorin der Schule, die sie gewählt haben, um Umwandlung des Dienstverhältnisses in ein Teilzeitarbeitsverhältnis ansuchen können. Es wird aber darauf hingewiesen, dass das Recht auf Teilzeit und das gewünschte Ausmaß von den Rahmenbedingungen in der jeweiligen Direktion abhängen, z.B. davon, ob das Kontingent, das für die Zulassung zur Teilzeitbeschäftigung des Personals gemäß Artikel 14 Absatz 8 des Einheitstextes der Landeskollektivverträge vom 23. April 2003 zur Verfügung steht, bereits erschöpft ist oder nicht.)
3. Kontingent
Gemäß Artikel 14 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 ist die Zulassung zur Teilzeitbeschäftigung für das unterrichtende und diesem gleichgestellte Personal bis wenigstens 25 Prozent des Plansolls der jeweiligen Schule zulässig. Sollte dieses Kontingent, oder ein von der Schule festgelegtes höheres Kontingent nicht ausreichen, um alle Anträge zu berücksichtigen, wird die Rangordnung unter Berücksichtigung der im Absatz 8 des oben genannten Artikels 14 angeführten Kriterien erstellt:
a) 
Behinderung oder Invalidität, die nach den Bestimmungen über die Pflichtaufnahmen anerkannt ist,

b) 
Personen zu Lasten, für welche die Begleitzulage laut Landesgesetz vom 21. August 1978, Nr. 46, zuerkannt ist,

c) Krankheitszustand, der mit einer Teilzeitbeschäftigung vereinbar 
ist,

d) Familienangehörige zu Lasten, die behindert oder drogenabhängig, 
vom chronischen Alkoholismus oder einer schweren 
psychophysischen Debilität betroffen sind,

e) Kinder, die das Pflichtschulalter noch nicht erreicht haben,

f) Familienangehörige, die Personen mit mindestens 70-prozentiger Behinderung, Geisteskranke oder alte, nicht mehr selbständige Menschen betreuen, sowie Eltern mit minderjährigen Kindern, deren Anzahl die Rangordnung bestimmt,

g) 
Lebensalter von mehr als 60 Jahren oder mindestens 25 Jahre effektiv geleisteten Dienstes,

h) 
nachgewiesene Studiengründe, die von der Verwaltung bewertet werden,

i) 
für die berufliche Laufbahn gültiges Dienstalter.
4. Ausmaß der Teilzeit

Als Teilzeitarbeit gilt ein Dienstverhältnis, bei dem die Anzahl der Unterrichtsstunden nicht unter 30% und nicht über 90% des Höchstausmaßes der Unterrichtszeit für das entsprechende Vollzeitpersonal liegt.

Das Ausmaß und die horizontale oder vertikale Gliederung der Arbeitszeit richten sich bei der Teilzeitarbeit nach den dienstlichen Erfordernissen, wobei nach Möglichkeit auch die persönlichen Bedürfnisse des Lehrpersonals berücksichtigt werden. Bei horizontaler Teilzeit wird die Arbeitsleistung auf alle Arbeitstage verteilt. Bei vertikaler Teilzeit wird die Arbeitsleistung auf nicht weniger als drei Tage verteilt. Teilzeitaufträge von 30% im Ausmaß von 6 Wochenstunden können nicht an einem einzigen Tag in der Woche beansprucht werden.
Die zusätzlich zur Unterrichtszeit vorgesehenen Mehrleistungen sind im Verhältnis zur geleisteten Stundenanzahl zu erbringen. Die für den Unterricht erforderliche zusätzliche Arbeitszeit laut Artikel 8 des LKV vom 23.04.2003 wird aufgrund der Teilzeit im Verhältnis gekürzt, keine Kürzung der Arbeitszeit erfolgt für die Bewertungskonferenzen und die Prüfungen sowie für jene Stunden, die für die Teilnahme an den Sitzungen der Kollegialorgane der Schule notwendig sind.

Zumal die Besoldung in der Mittel- und Oberschule in 18/18-tel erfolgt und alle Lehrpersonen die Mehrleistungen erbringen müssen, können bei einem Teilzeitauftrag von 90% die Lehrstühle in der Regel nur mit maximal 16 Wochenstunden gebildet werden, mit einer Vergütung von 16/18tel. Mit Einverständnis der Lehrperson  sind auch Lehrstühle mit 17 oder 18 Wochenstunden möglich, die Bezahlung d.h. die im Arbeitsvertrag angeführten Wochenstunden können nicht höher als 16/18tel sein. In diesem Fall werden die Mehrleistungen im curricularen Unterricht in der Klasse erbracht.

Eine ähnliche Regelung gilt für die Religions- und Zweitsprachlehrer an der Grundschule. Unabhängig von der Anzahl der Klassen kann das Ausmaß der Teilzeit höchstens 16 Wochenstunden betragen.
Für Klassenlehrer der Grundschule liegt das Stundenausmaß bei Teilzeit bei höchstens 20 Wochenstunden. Es wird darauf hingewiesen, dass sich das Ausmaß der Teilzeit nach den dienstrechtlichen Erfordernissen richtet. In allen Schulstufen ist die Teilzeitarbeit so zu gestalten, dass eine funktionelle Aufteilung der Unterrichtsstunden gewährleistet ist.
5. Teilzeitarbeit für Integrationslehrpersonen

Der Integrationsunterricht besteht aufgrund seiner besonderen Zielsetzungen aus Tätigkeiten, die Tag für Tag fortgesetzt werden und keine Aufteilung der Arbeitszeit erlauben. Daher können Integrationslehrer/innen mit Teilzeitarbeit nur auf Stellen eingesetzt werden, die für einzelne Schüler Stützunterricht im Ausmaß von nicht mehr als der Wochenstundenanzahl des Teilzeitauftrages umfassen. Damit will man vermeiden, dass ein Schüler mit Beeinträchtigung von mehr als einem Integrationslehrer betreut wird. Teilzeitarbeit für Integrationslehrer sollte in der Regel nur horizontal beansprucht werden.
6. Termin für die Einreichung der Gesuche

Die Gesuche um Umwandlung des Arbeitsverhältnisses von Vollzeit in Teilzeit oder umgekehrt bzw. um Abänderung des Teilzeitausmaßes müssen bei der zuständigen Schuldirektion eingereicht werden. Der Termin wird jedes Jahr vom zuständigen Schulamt festgelegt. 
Das Gesuch auf stempelfreiem Papier enthält folgende Angaben:

(
Name und Zuname, Geburtsort und Geburtsdatum,
(
Stellenplan, Wettbewerbsklasse, Sitz der Planstelle,
(
den ausdrücklichen Antrag auf Umwandlung des Arbeitsverhältnisses von Vollzeit in Teilzeit oder umgekehrt,
· die Art der Teilzeitbeschäftigung (horizontal oder vertikal),

· das Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung.

Dem Gesuch beizulegen ist die Erklärung über die jeweiligen Vorzugstitel für die Erstellung der Rangordnung, sollte das für die Schule geltende Kontingent überschritten werden. 
Im Falle der Versetzung oder provisorischen Zuweisung an einen anderen Dienstsitz oder des Übertritts an eine andere Schulstufe, sollte die Lehrperson sich darüber vergewissern, dass das entsprechende Ansuchen an den neuen Dienstsitz übermittelt wird. Hat die Lehrperson termingerecht um Teilzeit angesucht und das Anrecht auf Gewährung der Teilzeit erworben, so bleibt es an der neuen Schule auch dann erhalten, wenn  das Teilzeitkontingent dort schon erreicht oder überschritten werden sollte.

Auch Lehrpersonen, die an andere Institutionen abgeordnet sind, müssen das Gesuch um Teilzeit an die zuständige Schuldirektion richten. 

7. Dauer des Teilzeitverhältnisses
Die Dauer der Teilzeitarbeit umfasst mindestens ein ganzes Schuljahr und bleibt bis zum Widerruf gültig. Der entsprechende Arbeitsvertrag zwischen dem/der zuständigen Schuldirektor/in und der Lehrperson wird bei Neuansuchen, Widerruf der Teilzeit oder Änderung der Stundenanzahl erstellt. 
Die restlichen Unterrichtsstunden, die durch die Vergabe von Teilzeitaufträgen zur Verfügung stehen, werden für die Anpassung des rechtlichen Plansolls an die tatsächliche Situation im Sinne der geltenden Bestimmungen verwendet.

Sind die genannten Operationen in Bezug auf die planmäßigen Lehrer beendet, werden eventuelle restliche Stunden für den Abschluss von befristeten Arbeitsverträgen verwendet.

In der Grundschule werden in der Regel Reststunden von Schulen desselben Sprengels zu einem Lehrauftrag zusammengefasst. In begründeten Situationen kann von einer Zusammenlegung der Reststunden innerhalb desselben Sprengels abgesehen werden.
8. Teilzeit und Abschlussprüfungen
Artikel 14 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 sieht vor, dass bei Teilzeitarbeit keine Kürzung der Arbeitszeit bei Bewertungskonferenzen und Prüfungen, sowie für jene Stunden, die  für die Teilnahme an den Sitzungen der Kollegialorgane der Schule notwendig ist, erfolgt. Sind Teilzeitlehrpersonen als Kommissionsmitglieder der Abschlussprüfungen ernannt, steht ihnen für die Zeit der effektiven Teilnahme an den Abschlussprüfungen dieselbe Vergütung zu wie den Lehrpersonen mit Vollzeitarbeit.
9. Pension und Teilzeit
Lehrpersonen, die die Voraussetzungen für die Dienstaltersrente erfüllen, können um freiwilligen Dienstaustritt ansuchen mit gleichzeitiger Weiterarbeit in Pension im Ausmaß von mindestens 50%.

Die Mindestdauer des Pension- und Teilzeitarbeitsvertrages beträgt zwei Schuljahre, eine Rückkehr in den Vollzeitdienst ist nicht mehr möglich.

10. Teilzeit und Urlaub

Bei horizontaler Teilzeit (=Verteilung der Arbeitszeit auf alle Tage der Woche) reifen so viele Urlaubstage an wie bei einem Vollzeitarbeitsverhältnis. Bei der vertikalen Teilzeit werden die anreifenden Urlaubstage verhältnismäßig zu den geleisteten Arbeitstagen pro Woche gekürzt.

11. Besondere Teilzeit über zwei Schuljahre

Artikel 14, Absatz 10, des Einheitstextes der Landeskollektivverträge vom 23.04.2003 sieht die besondere Form der Teilzeit vor, die zwei Schuljahre umfasst. Lehrpersonen mit unbefristetem Vollzeitarbeitsvertrag und einem Dienstalter von wenigstens 10 Jahren können die Gewährung der besonderen Teilzeit beantragen, wobei während eines Schuljahres Dienst in Vollzeit geleistet und für die Dauer eines Schuljahres die Ruhepause (ohne Arbeitsleistung) genossen wird. Die Besoldung beträgt während des ganzen Zweijahreszeitraumes 50% der entsprechenden Vollzeitbesoldung, der Zeitraum zählt in jeder Hinsicht.
Wird die Ruhepause bereits im ersten Jahr beansprucht, bedarf es:
a) entweder einer Bankgarantie,
b) 
oder der Sondervollmacht, dass das vorgestreckte Gehalt von der Abfertigung in Abzug gebracht werden kann.

Diese besondere Form der Teilzeit kann in einem Zeitraum von fünf Jahren nur einmal beansprucht werden.

12. Sabbatjahr – mehrjährige Gliederung der Arbeitszeit
Artikel 16 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 sieht die mehrjährige Gliederung der Arbeitszeit, das. sog. Sabbatjahr, vor, das einen Fünfjahreszeitraum umfasst. Lehrpersonen mit unbefristetem Vollzeitarbeitsvertrag und einem Dienstalter von wenigstens 10 Jahren können dabei mit einem Dienstalter von mindestens 20 Jahren bereits im ersten Schuljahr, mit wenigstens 15 Jahren ab dem dritten und mit mindestens 10 Jahren ab dem vierten Schuljahr die Ruhepause (= ein Schuljahr ohne Arbeitsleistung) beantragen. Während der übrigen vier Schuljahre wird die volle Dienstleistung erbracht, wobei während der gesamten fünf Schuljahre 80% der Besoldung zusteht. Der gesamte Zeitraum ist in jeder Hinsicht gültig.
Wird die Ruhepause vor dem fünften Schuljahr beansprucht, ist eine geeignete Sicherstellung für das vorgestreckte Gehalt zu erbringen.

Auf die Ruhepause kann verzichtet werden, dann werden die angereiften und nicht bezogenen Gehaltsteile ausbezahlt. Die Ruhepause kann auch auf den folgenden Fünfjahreszeitraum verschoben werden.
13. Teilzeitverhältnis für Lehrpersonen im Wartestand

Lehrpersonen mit Anrecht auf Wartestand für Personal mit Kindern laut Artikel 31, der Anlage 4, des Einheitstextes der Landeskollektivverträge vom 23.04.2003 können parallel zum Wartestand in Teilzeit arbeiten. Anspruch auf diese Form der Kombination Wartestand mit Teilzeitarbeit haben alle Lehrpersonen mit unbefristetem Arbeitsvertrag (da die Teilzeit dem Lehrpersonal mit unbefristetem Arbeitsvertrag vorbehalten ist). Der sog. Teilzeitwartestand muss am 1. September beginnen und umfasst ein ganzes Schuljahr, sofern der zustehende Wartestand über das ganze Schuljahr reicht. Wenn der Wartestand während des Schuljahres endet (weil das Kind 8 Jahre alt wird oder das Höchstausmaß an Wartestand errreicht wird), dann bleibt die Lehrperson für den Rest des Schuljahres in Teilzeit.
Der gekürzte Stundenplan muss mindestens 50% des vollen Stundenplanes betragen. Die Beiträge für das Ruhegehalt werden entsprechend einem Vollzeitarbeitsverhältnis eingezahlt.

Der Termin für die Einreichung der Gesuche um Teilzeitwartestand ist der 1. August eines jeden Jahres.
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